






Aus dem Rat der Stadt:

Kein Herz für 
Boykotteure
Die Fraktion DIE LINKE brachte in die 
Dezembersitzung des Rates folgende 

Resolution ein:

Sehr geehrter Herr Oberbürgermeister,
der Rat der Stadt möge folgende 
Resolution an den Senat der 
Bergischen Universität richten:

Der Rat der Stadt Wuppertal 
unterstützt die Boykott-Aktion des 
AStA der Bergischen Universität gegen 
die Erhebung der Studiengebühren 
zum Sommersemester 2008. Er 
wendet sich an den Senat der 
Bergischen  Universität und fordert 
diesen auf, die Studiengebühren nicht 
mehr zu erheben.

Begründung:

Auf der Vollversammlung am 
7. November haben etwa 1000 
Studierende der Bergischen 
Universität einstimmig den 
Boykott der Studiengebühren 
beschlossen. Das Modell sieht vor, 
dass, sobald mindestens 25% der 
zahlungspflichtigen Studierenden 
ihre Studiengebühren auf ein 
Treuhandkonto überwiesen haben, mit 
der Universität über die Abschaffung 

der Gebühren verhandelt wird. Sollten 
sich zu wenige Studierende für 
eine Beteiligung am Boykott finden, 
werden die Gelder rechtzeitig an 
die Universität überwiesen, so dass 
eine Exmatrikulation ausgeschlossen 
werden kann.
Bislang ist an den staatlichen 
Hochschulen das Studium aus 
guten Gründen gebührenfrei 

gewesen, denn Studiengebühren 
sind aus gesellschafts-, sozial- 
und bildungspolitischen Gründen 
abzulehnen. Sie lösen kein einziges 
Problem, sondern verschärfen die 
Krise des Bildungssystems.
Studiengebühren dienen nicht 
unmittelbar der Verbesserung 
der Lehre, sondern fließen in den 
allgemeinen Haushalt der Universität 
ein, wie Rektor Ronge zugestehen 
musste. Sie gefährden Wuppertal als 
Universitätsstandort.

Weitere Informationen gibt es auf der 
Boykott-Homepage www.boykott-
wuppertal.de

Mit freundlichen Grüßen

Elisabeth August
Stadtverordnete		
Elke von der Beeck
Stadtverordnete			 
Gerd-Peter Zielezinski			 
Fraktionsvorsitzender

Bis auf DIE LINKE im Rat unterstützte 
keine andere Fraktion diese 
Resolution.

Seit Monaten macht die ARGE eine 
groß angelegte Werbekampagne, um 
sich selbst zu beweihräuchern. Es 
wird versucht, die Hartz IV–Gesetze als 
Erfolgsstory für die Betroffenen und 
die Stadt Wuppertal darzustellen. Das 
muss den Betroffenen wie Hohn in den 
Ohren klingen.

Die Ratsfraktion DIE LINKE wollte auf der 
letzten Ratssitzung am 17. Dezember von 
der Verwaltung wissen, wieviel Geld die 
ARGE für Werbemaßnahmen (PR-Arbeit) 
ausgibt. 
Die Verwaltung beantwortete die Anfrage 
der LINKEN äußerst mangelhaft, obwohl 
sie ihr schon Wochen vorher bekannt war. 
Wir hatten nach externen und internen 
Kosten gefragt. Mitgeteilt wurden nur die 
externen. Die nicht mitgeteilten internen 
Kosten dürften allerdings nicht so gering 
sein, da der ehemalige Geschäftsführer 
der Wuppertal Marketing GmbH in 2007 
zur ARGE gewechselt und sich dabei 
entgeltmäßig gewiss nicht verschlechtert 
hat. DIE LINKE ist der Auffassung, 
dass die ARGE, anstatt mit protziger 
Werbung den Menschen ein X für ein U 
vorzumachen, die finanziellen Mittel dazu 
einsetzen sollte, ihre Arbeit zu verbessern. 
Auch nach drei Jahren Tätigkeit sind 
Bewilligungsbescheide für die  ALG 
II–BezieherInnen häufig fehlerhaft. Die 
Kommunikation mit den Sachbearbeitern 
gestaltet sich schwierig. Briefköpfe sind 
veraltet. Wählt man die dort angegebene 
Telefonnummer des Sachbearbeiters, 
hört man „Kein Anschluss unter dieser 
Nummer“. Kurzum, es geht in der ARGE 
nicht so professionell zu, wie es uns die 
Verwaltung weismachen will.
Auch klagen Betroffene darüber, 
dass sie, wenn sie fehlerhaften 
Leistungsbescheiden widersprachen, zur 
Strafe postwendend beim Fallmanager 
einbestellt und zu nicht immer sinnvollen 
Bewerbungsaktivitäten verpflichtet wurden. 
Versteht sich, dass das Ergebnis dieser 
Aktivitäten keine Vermittlung in den ersten 
Arbeitsmarkt war.
Abgesehen davon, dass es unsinnig ist, 
Stellensuche als Strafarbeit zu verordnen,
hat Langzeitarbeitslosigkeit nicht 
das geringste mit mangelhaften 
Bewerbungsbemühungen der Betroffenen 
zu tun. Es gibt einfach keine Stellen 
für diese Menschen. Daran kann auch 
die ARGE nichts ändern und auch die 
professionellste Werbekampagne nicht.

ARGE schlägt 
Schaum

4� DIE LINKE. im Rat


